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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 8 
 

 (nördlich Twieholz), Duttenstedt 
 
 
 
1.0 Allgemeines 
 
Der Ortsteil Duttenstedt liegt nordöstlich der Kernstadt und ist über die K 69 erreichbar. 
 
Das Planungsgebiet liegt am südwestlichen Ortsrand Duttenstedts auf ehemals landwirtschaft-
lich genutzten Flächen. 
 
Der Bereich wird durch die Straße ”Twieholzweg” erschlossen. 
 
 
1.1 Entwicklung des Planes / Rechtslage 
 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 8, Duttenstedt, bestehen bisher keine Be-
bauungspläne. Der rechtsverbindliche Flächennutzungsplan weist an dieser Stelle Fläche für 
die Landwirtschaft aus. 
 
Der Flächennutzungsplan wird im Parallelverfahren geändert; der Bereich wird als WA-Gebiet 
ausgewiesen. 
 
Nach den Zielen der Raumordnung und Landesplanung hat die Stadt Peine als Mittelzentrum 
u. a. die Aufgabe, Wohngebiete zur Deckung des Wohnraumbedarfs aller Bevölkerungsschich-
ten zur sichern und zu entwickeln. Die Planung ist diesem Ziel angepaßt. 
 
Im Regionalen Raumordnungsprogramm 1995 für den Großraum Braunschweig wurde zu-
nächst auf die Darstellung von Vorranggebieten für die Siedlungsentwicklung verzichtet. Die 
Vorsorgegebiete für die Landwirtschaft ziehen sich bis an die Siedlungsränder heran. Für den 
betroffenen Bereich ist ein Vorsorgegebiet für die Landwirtschaft dargestellt. Der Konflikt zwi-
schen der Flächeninanspruchnahme zur Wahrnehmung der Schwerpunktaufgabe „Sicherung 
und Entwicklung von Wohnstätten“ und den flächenmäßig überdimensionierten Vorsorgegebie-
ten für die Landwirtschaft ist im Zuge der Bauleitplanung zu überprüfen. 
 
Die Stadtentwicklungskonzeption Peine prognostiziert vom Basisjahr 1993 bis zum Jahr 2010 
einen Bevölkerungszuwachs von rd. 3.500 Einwohnern. Die Bevölkerung der Stadt ist von 1993 
bis 2000 um rd. 1.700 Einwohner gewachsen. Die durchschnittliche Haushaltsgröße ist von 
2,29 im Jahre 1993 auf 2,13 im Jahre 2000 gesunken. 
 
Die anwachsende Bevölkerungszahl bei gleichzeitig sinkender durchschnittlicher Haushaltsgrö-
ße läßt den Bedarf an Wohnraum und somit an Bauland steigen. Die Stadtentwicklungskonzep-
tion geht von einem Bedarf an  729 Wohneinheiten (abzüglich der in Baulücken zu ermögli-
chenden Wohnungen) bzw. rd. 43,74 ha neu auszuweisenden Baulandes für den Zeitraum von 
2000 bis 2010 aus. 
 
Die im Stadtgebiet vorhandenen Baulücken im Zusammenhang bebauter Ortsteile können bei 
der Bedarfsrechnung kaum in Ansatz gebracht werden, da sich ein Großteil der Grundstücke 
nicht in kommunaler Hand befinden und gesetzliche Instrumente zur Durchsetzung einer 
Wohnbebauung weitgehend fehlen. 
 
Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Peine wurde in den 70er Jahren aufge-
stellt. Die durch die vorbereitende Bauleitplanung gesicherten Wohnbauflächen sind inzwischen 
erschöpft. 
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Zur Deckung des vorhandenen und künftigen Wohnbedarfs wird somit die Ausweisung neuen 
Baulandes an den Siedlungsrändern erforderlich. Auch den kleineren Ortschaften sollen Mög-
lichkeiten zur Eigenentwicklung und zur Abrundung der Ortslagen gegeben werden. 
 
In Abwägung der in diesem Fall konkurrierenden Ansprüche der Landwirtschaft und der Wohn-
nutzung wird letzterer aus den erläuterten Gründen ein höherer Stellenwert beigemessen. 
 
 
1.2 Erfordernis der Planaufstellung / Ziel und Zweck des Bebauungsplanes 
 
Gemäß § 2 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit 
es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
 
Die Baulandnachfrage, insbesondere für Einfamilienhäuser, ist weiterhin hoch. Für diese Bau-
form existieren in Duttenstedt keine Baulandreserven. 
 
Ziel des Bebauungsplanes ist es, in einem verträglichen Maß Wohnbauflächen auszuweisen, 
wobei sich Art und Maß an den angrenzenden Wohngebieten orientieren. 
 
Die immer noch beständige Nachfrage nach Eigenheimgrundstücken von Bauinteressenten aus 
dem Ortsteil Duttenstedt selbst und aus anderen Teilen des Stadtgebietes rechtfertigt die Auf-
stellung des neuen Bebauungsplanes. 
 
 
 
2.0 Topographie / Beschreibung des Plangebietes 
 
Das geplante Baugebiet befindet sich im Südwesten der Ortschaft Duttenstedt. Das Plangebiet 
schließt im Norden an den Bebauungsplan Nr. 7 (südlich Buchenlah/ Am Twieholzweg) an und 
grenzt im Süden an das Waldgebiet „Twieholz“.  
 
Die Fläche des Bebauungsplanes beträgt ca. 40.672 m² und dient zur Zeit als landwirtschaftli-
che Nutzfläche. Im Bereich der Baufläche fällt das Gelände von Nordwesten (72 m ü. NN) nach 
Südosten (70,50 m ü. NN) ab und weist einen Höhenunterschied von ca. 1,50 m auf. 
 
 
2.1 Bodenverhältnisse 
 
Zur Erkundung der Bodenverhältnisse wurden 6 Rammkernsondierungen bis zu einer Tiefe von 
4,00 m unter Geländeoberkante durchgeführt. 
 
Nach den Ergebnissen der Baugrunderkundungen liegen im Untersuchungsgebiet sehr einheit-
liche Bodenverhältnisse vor. Bis in Tiefen zwischen rd. 0,4 m und 0,6 m unter Geländeoberkan-
te wurde humoser Oberboden aus schluffigen Feinsanden angetroffen. 
 
Unter dem Oberboden folgen bis in Tiefen zwischen 1,1 m und 4,0 m schluffige Sande. Die 
Sande enthalten sowohl tonige als auch kiesige Beimengungen. Bis zu einer Endteufe von 
4,0 m werden die schluffigen Sande von kiesigen, zum Teil schwach schluffigen Sanden unter-
lagert. In den kiesigen Sanden sind Steineinlagerungen bis hin zu größeren Blöcken und Find-
lingen nicht auszuschließen. 
 
Die durchgeführte Baugrunduntersuchung ergab insgesamt, daß die angetroffenen Sande für 
die zu erwartenden relativ geringen Lasten (Wohnbebauung) grundsätzlich als ausreichend 
tragfähig einzustufen sind. 
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In Abhängigkeit von der tatsächlichen Bebauung und den tatsächlichen Lasten sowie der ge-
nauen Lage der Gebäude sind jedoch ggf. Maßnahmen zur Tragfähigkeitserhöhung erforderlich 
(Bodenaustausch, Nachverdichtung etc.). Diese sollten im jeweiligen Einzelfall im Rahmen von 
Gründungsgutachten festgelegt werden. Außerdem wird generell empfohlen, weiche bindige 
Schichten gegen zu verdichtendes Kies-Sand-Gemisch auszutauschen. 
 
 
2.2 Grundwasserverhältnisse 
 
Grundwasser wurde im Plangebiet zwischen rund 2,1 m und 3,6 m unter Geländeoberkante 
angetroffen. Dies entspricht Höhen zwischen 68,2 m und 68,5 m über NN.  
 
Aufgrund jahreszeitlicher und klimatischer Schwankungen können sich bei extremen Nieder-
schlagsereignissen erfahrungsgemäß höhere Grundwasserstände einstellen, und das Grund-
wasser kann um ca. 1,00 m über die gemessenen Werte ansteigen. 
 
In ca. 50 m nord-westlicher Entfernung zum Baugebiet befindet sich eine Altablagerung „ehe-
malige Sandgrube Duttenstedt-West“. Die Altablagerung liegt im Grundwasseranstrombereich 
des Baugebietes. Um die möglichen Auswirkungen der Altablagerung auf das Neubaugebiet zu 
untersuchen, wurde eine Grundwasseruntersuchung durchgeführt. Zur Bewertung der Analy-
sergebnisse wurden die Kriterien der “LAWA-Liste“ (1994) sowie der Trinkwasserverordnung 
TVO (1990) herangezogen. Die angewandten Prüfwerte der LAWA sowie die Grenzwerte der 
TVO werden für keinen Parameter überschritten. Zusammengefaßt ist kein Einfluß der Altabla-
gerung auf das Grundwasser im Bereich des Baugebietes zu erkennen. 
 
 
2.3 Entwässerung / Wasserversorgung 
 
Die innere Entwässerung des Baugebietes wird im Trennverfahren durchgeführt. 
 
Die Schmutzwasserkanalisation wird dabei an den Sammler im ”Twieholzweg” angeschlossen. 
 
Die vom Erdlabor GTU aufgestellte Baugrundbeurteilung für diesen Bereich kommt in der Zu-
sammenfassung zu dem Ergebnis, daß wasserdurchlässige Böden in einer Tiefe von 1,10 m bis 
4,00 m unter schluffigen Sanden anstehen und als ”geeignet” bis ”bedingt geeignet” für Versi-
ckerungszwecke zu bezeichnen sind. Da es aufgrund dieser Aussage in Teilbereichen des Bau-
gebietes zu Schwierigkeiten bei der Versickerung von Oberflächenwasser kommen könnte, wird 
von einem allgemeinen Versickerungszwang abgesehen. 
 
Das anfallende Regenwasser soll über Straßenkanäle im westlichen Bereich des Baugebietes 
nach Süden bis zum Twieholzwäldchen geleitet werden. Anschließend erfolgt die Einleitung des 
Regenwassers in eine Regenrückhaltefläche und gedrosselter Abfluß in den vorhandenen Re-
genwasserkanal im Twieholzweg. 
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3.0 Planinhalt / Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen 
 
 
3.1 Baugebiet / bauliche Nutzung 
 
Ziel des Bebauungsplanes ist es, in einem verträglichen Maß Wohnbauflächen auszuweisen, 
wobei sich Art und Maß an dem angrenzenden Wohngebiet orientieren. 
 
Das neue Baugebiet stellt eine Erweiterung des im Norden und Osten vorhandenen Allgemei-
nen Wohngebietes dar. Es soll wie dieses ein Gebiet für eingeschossige Einfamilienhäuser 
werden und einen ähnlichen Charakter erhalten. Damit wird der großen Nachfrage nach Bau-
grundstücken für Eigenheime Rechnung getragen. 
 
Aus städtebaulichen Gründen soll in dem neuen Wohngebiet Wohnbebauung konzentriert wer-
den. Ausnahmsweise zulässige Nutzungen gem. §4 BauNVO, wie z.B. Gartenbaubetriebe und 
Tankstellen sind deshalb ausgeschlossen. 
Um den Charakter des angestrebten Einfamilienhausgebietes zu wahren, wird es für erforder-
lich gehalten, die Zahl der Wohnungen im gesamten Baugebiet auf maximal 2 je Wohngebäude 
zu beschränken. 
 
Das Maß der baulichen Nutzung nimmt die Struktur und Bebauungsdichte der angrenzenden 
Bebauung auf. 
Die Baugrenzen werden großzügig gefaßt und Festsetzungen in bezug auf Stellung der Anla-
gen zugunsten gestalterischer Freiheit nicht getroffen. 
 
Für das Baugebiet gilt die textliche Festsetzung, daß Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen 
nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche errichtet werden dürfen. Das Straßenbild 
wird gerade durch die grünen Vorgärten positiv unterstützt und beeinflußt somit die Wohnquali-
tät. Die Bauflächen sind so großzügig zugeschnitten, daß die Einschränkung zumutbar ist. 
 
Gebäude für freie Berufe, sofern sie der Charakteristik des Baugebietes entsprechen und von 
ihnen keine unzumutbaren Belästigungen (z.B. Verkehrsbelastungen) ausgehen, sind in dem 
Baugebiet ausnahmsweise zugelassen. Durch diese Festsetzung werden Nutzungen ermög-
licht, die zwar generell in einem WA-Gebiet vorgesehen sind, aber im vorliegenden Plangebiet 
aufgrund der dort vorhandenen kleinen Wohneinheiten nicht verwirklicht werden könnten. In 
einem allgemeinen Wohngebiet können ohne weiteres Räume für freie Berufe (z.B. eine Arzt-
praxis) zugelassen werden, jedoch keine Gebäude in denen sich ausschließlich z.B. Arztpraxen 
befinden. Diese allgemeine Vorschrift stößt bei der kleinmaßstäblichen Bebauung in Dut-
tenstedt an ihre Grenzen. Hier ist praktisch nur ein Haus als Gesamteinheit für freie Berufe zu 
nutzen. Der Intention der Nutzungsmischung zwischen Wohnen und Nutzungen, die das Woh-
nen sinnvoll und störungsfrei ergänzen, wird damit Rechnung getragen. 
 
Das Plangebiet grenzt südlich an das Waldgebiet „Twieholz“, das im RROP 1995 als Vorsorge-
gebiet für Natur und Landschaft sowie für Erholung ausgewiesen ist. Im LROP 1994 wird ein 
100 m breiter Abstand zwischen Bebauung und Waldrand gefordert.  
 
Als ökologische Pufferzone zwischen dem Siedlungsbereich und dem Waldgebiet „Twieholz“ ist 
im Bebauungsplan ein Streifen von 20 bis 35 m Tiefe festgesetzt. In Abwägung der in diesem 
Fall konkurrierenden Ansprüche zwischen Naturschutz (100 m Waldabstand) und Wohnnutzung 
wird der Wohnnutzung aus folgenden Gründen ein höherer Stellenwert beigemessen.  
 
In Duttenstedt bestehen erhebliche Schwierigkeiten bei der Siedlungsentwicklung, da Dut-
tenstedt von Vorsorgegebieten für die Landwirtschaft sowie von Vorsorgegebieten für Natur, 
Landschaft und Erholung umgeben ist. Somit ist bei der Siedlungsentwicklung immer ein Vor-
sorgegebiet betroffen.  
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Darüber hinaus ist Duttenstedt durch kantige Siedlungs-ränder gekennzeichnet, die kein ge-
schossenes Siedlungs-bild ergeben. Im RROP wird die Abrundung und der Lückenschluß von 
Ortslagen gefordert. In diesem Sinne empfiehlt sich eine Abrundung der Siedlungsflügel am 
westlichen Ortsrand.  
 
Des weiteren ist die ökologische Bedeutung des Twieholzes in Frage zu stellen, da die Waldflä-
che sehr klein und von der Autobahn zerschnitten ist. Somit rückt vielmehr die Erholung als der 
Naturschutz in den Vordergrund.  
 
Im Sinne einer nachhaltigen Stadtentwicklung mit kurzen Wegen zwischen Wohnen, Arbeiten 
und Erholung ist im vorliegenden Bebauungsplan eine Funktionsmischung zwischen Wohnen 
und Erholung gegeben. 
 
Bei Einhaltung eines 100 m breiten Waldabstandes kann im Bebauungsplan sinnvoll keine 
Ringstraße realisiert werden. Die vom Gesamtkonzept jedoch notwendige ringförmige Erschlie-
ßung würde unwirtschaftlich und nicht nachhaltig nur wenige Häuser erschließen. 
 
Aus den genannten Gründen wird an einem Waldabstand zwischen 20 bis 35 m festgehalten. 
 
 
3.2 Verkehrsflächen 
 
Das Plangebiet wird über den Twieholzweg erschlossen.  
 
Der Straßenquerschnitt des Twieholzweges (z.Z.: 2,00 m Gehweg / 5,50 m Fahrbahn) wird auf-
grund des dort vorhandenen landwirtschaftlichen Verkehrs beibehalten. 
 
Die innere Erschließung erfolgt über eine Wohnstraße mit Stichwegen. Im westlichen Bereich 
wird die Erschließungsstraße an den Bebauungsplan Nr. 7 (südlich Buchenlah/ Am Twie-
holzweg) angeschlossen. 
 
Die Straße soll in einer Gesamtbreite von 5,50 m ohne Hochbord ausgebaut werden. Als Mate-
rial der Fahrbahn ist Betonsteinpflaster vorgesehen. Die Dimensionierung und Gestaltung des 
Straßenraumes trägt sowohl funktional als auch optisch dem allgemeinen Wunsch nach Ver-
kehrsberuhigung Rechnung. Andererseits kann damit gleichzeitig eine stadtgestalterisch er-
wünschte Gliederung des Baugebietes erreicht werden. 
Im Bereich des Wendehammers sind standortgerechte und heimische Laubbäume anzupflan-
zen. Mit dieser Maßnahme wird eine Aufenthaltsqualität des Platzes geschaffen, um das kom-
munikative Miteinander der Bewohner zu fördern. 
 
Für den ruhenden Verkehr sind auf de Grundstücken Stellplätze oder Garagen zu errichten. Für 
den Besucherverkehr sind im öffentlichen Straßenraum Parkplätze festgesetzt. Um das Nieder-
schlagswasser nicht dem natürlichen Kreislauf zu entziehen, ist das im Bereich von Garagenzu-
fahrten und Stellplätzen anfallende Regenwasser auf den Grundstücken zu verwerten. 
 
Die Hinterlieger sowie Anlieger von den 4,00 m breiten Stichwegen müssen die Mülltonnen bzw. 
den Sperrmüll am Tag der Abfuhr an die nächste Erschließungsstraße stellen. 
 
Der im südwestlichen Teil des Planbereiches vorgesehene Geh- und Radweg stellt eine Ver-
bindung zwischen dem Wohngebiet und dem angrenzenden Twieholzwald dar. 
 
Das Neubaugebiet liegt im Einzugsbereich der ÖPNV-Haltestelle „Gasthaus Gaus“ an der Eil-
hart-von-Oberg-Straße. Durch eine Entfernung von ca.300 m zur Haltestelle ist eine gute An-
bindung an den ÖPNV garantiert. 
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3.3 Öffentliche Grünfläche  
 
Die öffentliche Grünfläche im Süden des Bebauungsplanes untergliedert sich in eine naturnahe 
Grünanlage mit Spielmöglichkeiten für Kinder und in eine Regenrückhaltefläche. Die naturnahe 
Grünanlage mit Spielmöglichkeiten für Kinder weist eine Größe von ca. 2350 m2 auf. Für Ju-
gendliche wird ein differenzierteres Angebot an Spiel- und Bolzflächen an der Mehrzweckhalle 
in Duttenstedt entstehen. 
 
Die Regenrückhaltefläche dient der Zwischenspeicherung des anfallenden Regenwassers. Die-
ses wird durch Bepflanzung eingegrünt. 
 
 
3.4 Private Grünflächen 
 
Entlang der Nord-, West- und Südgrenze des Plangebietes sind Anpflanzungsfestsetzungen in 
Streifenform (3 m/ 5m) getroffen worden. 
 
An der West- und Südgrenze sind die Festsetzungen vor allem getroffen worden, um einerseits 
eine Einbindung der Siedlungsfläche in die freie Landschaft zu erreichen und um andererseits 
die zukünftigen Bewohner vor landwirtschaftlichen Immissionen zu schützen. 
 
Die Anpflanzungsflächen entlang der Nordgrenze des Geltungsbereiches des Bebauungspla-
nes tragen außerdem zum Ausgleich des Eingriffes infolge der Bebauung bei. 
Um dem Eigentümer trotzdem Raum für eine wirtschaftliche und individuelle Grundstücksgestal-
tung zu geben, ist auf den Pflanzflächen lediglich das Maß für die Anpflanzung vorgesehen. Bei 
den zu pflanzenden Bäumen und Sträuchern sollen jedoch nur heimische, standortgerechte 
Laubgehölze gepflanzt werden. 
 
 
3.4 Örtliche Bauvorschriften 
 
Nach § 1 (5), Nr. 4 BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen ”die Erhaltung, Erneuerung 
und Fortentwicklung vorhandener Ortsteile sowie die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbil-
des” zu berücksichtigen. 
 
Die historisch gewachsenen dörflichen Strukturen und der vorhandene architektonische Gestal-
tungskanon sollen durch die vorliegende Planung nicht zerstört oder übermäßig beeinträchtigt 
werden. 
Durch die örtliche Bauvorschrift soll ein städtebaulich sinnvoller und architektonisch vertretbarer 
Rahmen gesetzt werden, innerhalb dessen sich die neue Bebauung unter Bezug auf den vor-
handenen Bestand entwickeln kann. Um eine wünschenswerte Ähnlichkeit und Harmonisierung 
des Ortsbildes zu erreichen, wird eine Auswahl getroffen, die sich am vorhandenen Altbestand 
orientiert. Diese Auswahl ist dann für alle Bauherren verbindlich. 
 
Die Festsetzung der Dachfarben am neuen Ortsrand, der durch die vorliegende Bauleitplanung 
entstehen kann, ist städtebaulich erwünscht. 
Das Duttenstedter Ortsbild ist auch von weiter entfernt gelegenen Standpunkten aus gut zu er-
kennen. Die intakte Ortskontur soll durch die vorliegende Planung auch im neuen Übergangs-
bereich zur freien Landschaft hin ablesbar bleiben. Die Bewahrung dieser Qualität des Dut-
tenstedter Ortsbildes soll durch die vorliegende Planung gesichert werden. 
 
Da es sich bei den Dachflächen meistens um die größten und somit auch prägnantesten Flä-
chen der Gebäude handelt, führt eine Eingrenzung des möglichen Farbspektrums zum Aus-
schluß extremer Abweichungen in Bezug auf diese ortsbildprägenden Flächen. Die zum alten 
Ortsrand hin orientierten ortsbildprägenden großen Dachflächen der landwirtschaftlichen 
Wohnhäuser, Ställe und Scheunen repräsentieren in bezug auf die verwendeten Farben einen 
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Auszug aus dem roten, orangen und braunen Teilfarbspektrum, bezogen auf die RAL-
Farbenreihe. 
 
Die in der örtlichen Bauvorschrift gewählten Farben beschreiben so genau wie möglich das 
Spektrum der Farbgebung des vorhandenen gestaltprägenden Bestandes. Eine völlig eindeuti-
ge Beschreibung der Farbgebung des Altbestandes, der als Grundlage für die zuzulassenden 
Farben der neuen Gebäude dienen soll, ist schon aufgrund der im Tagesverlauf wechselnden 
Farbtemperatur des Tageslichtes und der sich auf die Reflektion und Helligkeit der Baustoffe 
auswirkenden wechselnden Witterungsverhältnisse nur näherungsweise möglich. Ein weiterer 
Grund für den verbleibenden Spielraum in der Bestimmung der Farben ist die natürliche Verwit-
terung der Materialien, die sich auf die wahrnehmbare Farbe und die Reflexion auswirkt. Die 
Materialien selbst, wenn sie sich aus natürlich vorkommenden Grundstoffen zusammensetzen, 
sind ebenso nicht eindeutig in ein festes RAL-Schema einzuordnen.  
Um dennoch eine praktikable Handhabung der Bauvorschrift zu ermöglichen, die das starre 
RAL-Farbschema allein nicht gewährleisten könnte, ist in die Festsetzung eine Formulierung 
aufgenommen worden, die regelt daß auch ”handelsübliche Mischfarben der vorgenannten 
Farbtöne” zulässig sind.  
 
Unter Bezug auf die vorgefundene farbliche Ausprägung der Dachlandschaft Duttenstedts wird 
somit für die durch den vorliegenden Bebauungsplan ermöglichten neuen Gebäude eine praxis-
taugliche Grundlage festgesetzt für das Entstehen von Gebäuden, die aufeinander abgestimmt 
sind und gemeinsam eine harmonisch erscheinende, zusammenhängende Siedlung ergeben. 
 
Die Wahrnehmbarkeit von einzelnen Orten und die Förderung der Unterscheidbarkeit ist ein 
Prinzip der Architektur, das sicherlich nicht abschließend objektivierbar ist, aber trotzdem im 
Sinne einer ”Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes” als wichtiges Instrumentarium unver-
zichtbar ist. Die Beachtung des Zeitfaktors ist gerade in der Architektur mit ihren langen Entste-
hungs- und Bestandszyklen ungemein wichtig. Durch die Vorgabe einer bestimmten “Entwick-
lungsrichtung” , auch in der Auswahl der Dachfarben, soll die Entstehung von “Jahresringen” 
vermieden werden, die lediglich Ausdruck des schnell wechselnden Zeitgeschmack wären. Die 
Einschränkung der Baufreiheit des Einzelnen geschieht somit aufgrund einer angestrebten ar-
chitektonischen Qualität, von der schließlich wieder alle Bürger profitieren.  
 
Desweiteren sind aus bereits genannten Gründen in den WA2-Gebieten bestimmte Hausformen 
nicht zulässig. 
 
Die örtliche Bauvorschrift mit ihren Festsetzungen soll den Bürgern eine Richtschnur an die 
Hand geben. Die Einschränkung der Baufreiheit des Einzelnen findet seine Begründung in der 
Wahrnehmung der Gestalt des Ortes als Ganzes. Dieses aus Einzelteilen zusammengesetzte, 
aber dennoch zusammenhängende Gebilde, kann aber nur durch eine übergeordnete, für alle 
Bürger geltende Planung, seine Qualität bewahren und entwickeln.  
 
 
 
4.0 Natur- und Landschaftspflege und Umweltschutz 
 
Durch den Bebauungsplan werden ackerbaulich genutzte Flächen in einer Größe von 4,07 ha 
als Baugebiet und als öffentliche Verkehrsfläche vorgesehen. 
 
Schutzgebiete nach §§ 24 bis 28 a Niedersächsisches Naturschutzgesetz bzw. besonders 
schutzwürdige Tier- und Pflanzenarten sind von der Planung nicht betroffen 
 
 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für den Eingriff durch den Bebauungsplan Nr. 8 
(nördlich Twieholz) in Duttenstedt 
(Grundlage: Info Naturschutz Niedersachsen 1/94) 
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4.1 Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 
 
Im Landschaftsplan der Stadt Peine ist die Fläche des Geltungsbereiches dargestellt als Fläche 
mit stark eingeschränkter Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes. Es handelt sich größtenteils 
um intensiv bewirtschaftete Ackerflächen, die der Wertstufe 3 naturferne Biotoptypen zuzuord-
nen sind. 
 
Über das Vorkommen gefährdeter Arten kann keine Aussage getroffen werden. 
 
Durch die Bebauung ändert sich die Einstufung in Wertstufe 3 nicht. Es entstehen keine erheb-
lichen Beeinträchtigungen, also ist auch keine Kompensation erforderlich. 
 
Vorher: Wertstufe 3 
Nachher: Wertstufe 3 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
  Arten und Lebensgemeinschaften, Karte Nr. 13 
  Wiesenvogelschutzgebiete und Wildschongebiete, Karte Nr. 14 
 
 
4.2 Schutzgut Boden 
 
Der Landschaftsplan stellt die geplanten Flächen als Fläche mit Pseudogley/ 
Braunerde mit der Eignung als Ackerland dar. 
Die Leistungsfähigkeit für diesen Bereich ist in bezug auf den Aspekt Boden eingeschränkt. 
Durch die Bebauung ändert sich die Einteilung in die Wertstufe 2 nicht, da sie vor wie auch 
nach der Bebauung von allgemeiner Bedeutung einzustufen ist. Als Ausnahme davon sind die 
versiegelten Flächen anzusehen, die nach der Versiegelung der Wertstufe 3 entsprechen. 
 
Versiegelte Flächen (maximal): 
 
Straßenverkehrsflächen:   ca.   3.130 m2 
Überbaubare Flächen: ca. 27.720 m2 x 0,4 =   ca.  11.088 m2  
       14.218 m2 
Auszugleichende Flächen: 
 
Straßenverkehrsflächen: ca.   3.130 m2 x 0,3 = ca.         939 m2  
Bebauung: ca. 11.088 m2 x 0,3 = ca.      3.326 m2 
                    4.265 m2 
 
Es ergibt sich eine auszugleichende Fläche von 4.265 m2 für die Versiegelung von Straßenver-
kehrsflächen und die Bebauung der einzelnen Grundstücke. 
 
Als Kompensationsmaßnahme erfolgt die Entwicklung von Siedlungsgehölzen aus standorthei-
mischen Gehölzen auf 2.200 m2 privater Grünfläche mit Pflanzbindung. Es verbleibt ein Aus-
gleichsdefizit von 2.065 m2. 
 
Dieses Ausgleichsdefizit kann durch die Anpflanzung von 35 kleinkronigen Laubbäumen kom-
pensiert werden. Erreicht wird dies durch die textliche Festsetzung, daß je angefangener 60 m² 
real versiegelter Fläche ein kleinkroniger, standortgerechter, heimischer Laubbaum anzupflan-
zen und dauerhaft zu erhalten ist. 
 
Die gesamten Anpflanzungsfestsetzungen führen zu einer 100 % Kompensation des Eingriffs. 
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Plangebiet vorher:   Wertstufe 2 
Plangebiet nachher:   Wertstufe 2 
 
Versiegelte Fläche vorher:  Wertstufe 2 
Versiegelte Fläche nachher:  Wertstufe 3 
 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
  Boden, Karte Nr. 3 und Nr. 18 
 
 
4.3 Schutzgut Wasser - Grundwasser 
 
Der Landschaftsplan Peine weist das Plangebiet als eingeschränkt bis stark eingeschränkt in 
bezug auf die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes für den Teilaspekt Grundwasser aus. Das 
Gebiet weist eine hohe Grundwasserneubildungsrate auf. 
 
Die Einstufung erfolgt in Wertstufe 2. Es handelt sich in bezug auf das Bewertungskriterium 
Natürlichkeitsgrad um eine allgemeine Bedeutung mit einer beeinträchtigten Grundwassersitua-
tion. 
Die Einstufung der Wertstufe ändert sich durch die Bebauung mit einem Versiegelungsgrad von 
unter 50 % nicht. Es ist daher keine Kompensation erforderlich. 
 
Vorher: Wertstufe 2 
Nachher: Wertstufe 2 

 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
  Grundwasser, Karte Nr. 15 
 
4.4 Schutzgut Luft 
 
Der Landschaftsplan der Stadt Peine stellt das Plangebiet als Fläche mit mäßig eingeschränkter 
Lufthygiene dar. 
 
Nach der Bebauung wird das Gebiet ein Klima kleiner Ortsrandlagen aufweisen. 
 
Die Einordnung erfolgt in Wertstufe 2. Das Gebiet ist vor und nach dem Eingriff für das Schutz-
gut Luft von Bedeutung. Daher ist keine Kompensation erforderlich. 
 
Vorher: Wertstufe 2 
Nachher: Wertstufe 2 
 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
  Klima/Lufthygiene, Karte Nr. 19 
 
 
4.5 Schutzgut Landschaftsbild 
 
Der Landschaftsplan der Stadt Peine weist das Plangebiet mit geringer Landschaftsbildqualität 
aus. 
 
Da es sich bei dem Gebiet um eine ausgeräumte Ackerlandschaft mit Intensivnutzung handelt, 
erfolgt die Zuordnung in Wertstufe 3 von geringer Bedeutung in bezug auf naturraumtypische 
Vielfalt und Eigenart. 
 
Nach dem Eingriff bleibt die Wertstufe 3 erhalten, da dort ein dörflicher Siedlungsbereich ent-
steht. 
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Durch die Anlage der privaten Grünflächen zur Eingrünung der Ortsrandlage bei gleichzeitiger 
Einbettung/Verzahnung des Eingriffsvorhabens in die umgebende Landschaft werden mögliche 
Beeinträchtigungen kompensiert. 
 
Vorher: Wertstufe 3 
Nachher: Wertstufe 3 
 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
  Landschaftsbild, Karte Nr. 20 
 
Als Ergänzung zu den planungsrechtlich festgesetzten Kompensationsmaßnahmen und zur 
weiteren Minimierung des Eingriffs erwartet die Stadt Peine von den zukünftigen Bauherren 
eigenverantwortliche Beiträge zur Verbesserung der natürlichen Lebensgrundlagen. 
 
Diese Beiträge können sein: 
- Nutzung bzw. Rückhaltung  des anfallenden Oberflächenwassers auf den Grundstücken 
- Begrünte Dachflächen und Fassaden, die zur Verbesserung des Kleinklimas beitragen und  
  somit einen Beitrag zum Ausgleich der Bodenversiegelung leisten 
- Anpflanzen von einheimischen, standortgerechten Laubgehölzen 
 
 
 
5.0 Imissionsschutz 
 
Nordöstlich des Baugebietes befindet sich eine ca. 3.000 m² große Altablagerung. Es handelt 
sich dabei um die ehemalige Sandgrube Duttenstedt-West (NLÖ-Nr. 157-006405). Da die Altab-
lagerung im Grundwasserstrombereich des Neubaugebietes  liegt, wurde anhand eines Gutach-
tens (liegt als Anlage zur Begründung bei) eine mögliche Beeinflussung des Grundwassers im 
Bereich des Baugebietes untersucht. Eine Auswirkung der Altablagerung auf das Grundwasser 
im Bereich des Neubaugebietes ist nicht zu erkennen. 
 
 
 
6.0 Planungsstatistik 
 
Größe des Plangebietes:  ca.  40.600 m2 

Erschließungsflächen: ca.    3.130 m2 

Öffentliche Grünfläche: ca.    7.550 m2 

Größe des Netto-Baulandes: ca.  27.720 m2 
Private Grünfläche mit Pflanzbindung: ca.     2.200 m2 
   
Geplant sind 42 Häuser  42 
30 % Einliegerwohnungen  13 
Summe der Wohneinheiten  55 
 
Unter Zugrundelegung von 2,15 Personen (EW/WE) können 118 Personen im Plangebiet woh-
nen. 
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7.0  Kostenschätzung 
 
Der Stadt Peine entstehen durch die vorgesehenen Ausbaumaßnahmen voraussichtlich Kosten 
in Höhe von ca. 2.781.820 DM. 
 
Es werden Beiträge nach Maßgabe des geltenden Ortsrechts erhoben. 
 
 
 
8.0 Abwägung der Stellungnahmen und Anregungen 
 
Eine Auflistung der Stellungnahmen und Anregungen sowie die Stellungnahmen der Verwal-
tung sind als Anlage beigefügt. 
 
 
 
9.0 Verfahrensablauf 
 
Die Grundzüge der Planung wurden im Rahmen der frühzeitigen Bürgerbeteiligung vom 
21.03.00 bis 04.04.00 bekanntgemacht. Diese Begründung hat mit dem Entwurf des Bebau-
ungsplanes Nr. 8 und dem städtebaulichen Entwurf in der Zeit vom 25.07.00 bis zum 24.08.00 
öffentlich ausgelegen. 
 
Der Rat der Stadt Peine hat diese Begründung i. V. mit dem Bebauungsplan in seiner Sitzung 
am 22.11.2000 als Satzung beschlossen. 
 
 
 
 

Peine, den 05.02.2001 
 
 
 
 
 
 
gez. Biel gez. Willenbücher 
Bürgermeister Stadtdirektor 
 
 
 
 
 
 
 
 


